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Die Glaubwürdigkeit hat gelitten

»Wer Menschheit sagt, der will betrügen«,
verfügte einst der Machtideologe Carl
Schmitt. Politik könne es nur als Freund-
Feind-Verhältnis geben, als Kampf um
Macht und Unterwerfung,also fernab aller
Werte. Etwas, vielleicht sogar nur ein hand-
festes gemeinsames Interesse, das alle Bür-
ger einer Republik, womöglich sogar alle
Menschen, verbinden könnte, sei daher
nur eine Illusion für die Ahnungslosen und
in den Händen der Wissenden ein Betrug.
So schlecht, wie dieser immer noch weit
verbreitete Verdacht es will, ist das Anse-
hen von Politikern und Parteien hinsicht-
lich ihrer Äußerungen über Grund- und
andere Werte, wie wir es in der öffentli-
chen Meinung und dem politischen Feuil-
leton beobachten, heute sicher nicht. Aber
die Berufung auf Grundwerte im politi-
schen Parteienstreit stößt auf eine hartnä-
ckige Skepsis, ein Misstrauen, das schwankt
zwischen dem Verdacht, hier würden hohe
Ansprüche taktisch missbraucht, und der
Gewissheit, der ganze Wertediskurs sei
bloß eine Ablenkung von dem, worum es
in der wirklichen Politik tatsächlich geht.
Die edleren Federn der Feuilletons und
der sozialwissenschaftlichen Theorie hal-

ten sich jedenfalls fern von diesem Begriff.
Wer sich für aufgeklärt hält und auf der
Höhe des kritischen Weltverständnisses,
meint zu wissen, dass im wirklichen Han-
deln am Ende immer nur Interessen zäh-
len, oft insbesondere gerade dort, wo von
Grundwerten am meisten die Rede ist.
Und als das Interesse aller Interessen gilt
ihnen das ökonomische.

Dieser Verdacht nährt sich aus der täg-
lichen Beobachtung, dass sich die politi-
schen Parteien doch anscheinend alle auf
dieselben Grundwerte berufen – Freiheit,
Gerechtigkeit und Solidarität – dabei aber
dauernd miteinander im Streit liegen und
auf den vielen Seiten ihrer Programme, die
den feierlichen Wertedeklarationen fol-
gen, im Kleingedruckten sozusagen, ganz
unterschiedliche Vorstellungen von Wirt-
schaft, Staat und Gesellschaft ausbreiten.
Wozu dann eigentlich die großen Werte?
Sollten wir also, wenn wir nicht Illusionen,
rhetorischen Künsten oder taktischen Kal-
külen zum Opfer fallen wollen, besser
gleich über Interessen und ihre Konflikte
reden, statt über Grundwerte und ihre
»fragwürdigen« Gemeinschaftsappelle? 

Schon wahr, der politische Missbrauch
und die Beliebigkeit der Berufung auf
Grundwerte ist allmählich zu einem öffent-
lichen Ärgernis geworden, weil er unsere
Fähigkeit beeinträchtigt, überhaupt noch
verbindliche Maßstäbe für das zu nennen,
was in unserer Gesellschaft geschieht. So
konnten wir in den vergangenen andert-
halb Jahrzehnten beobachten, dass die
Verteilungskämpfe zum Nachteil der oh-
nehin schon schlechter Gestellten heftig
zunahmen, die Kapital- und Reichtums-
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interessen den einst vom Sozialstaat müh-
sam gewonnenen Boden großräumig zu-
rückeroberten, derweil die besänftigenden
Werterituale ungerührt weitergingen, im
neo-liberalen Mainstream forsch gestei-
gert durch den Trost, all das geschehe in
Namen der »wahren« Freiheit und Ge-
rechtigkeit.

Interessen und Grundwerte 

Muss daher, wenn es beim Thema Grund-
werte um die Begrenzung der starken wirt-
schaftlichen Interessen und den Schutz
der Rechte der Schwachen gehen soll,
nicht ganz anders – ökonomischer, härter
– angesetzt werden, als lediglich Grund-
werte zu deklinieren? Auffällig ist jeden-
falls, dass die Vertreter der starken Wirt-
schaftsinteressen oft ganz ohne Begrün-
dung, Werbung und Allgemeinformeln zu
Werke schreiten, während selbst die leiden-
schaftlichsten Wertedebatten der letzten
Jahre in der sozialen Wirklichkeit kaum
sichtbare Spuren hinterlassen. Das zeigt
sich sogar dann, wenn gesellschaftsweite
Empörung sie treibt, wie heute im Fall der
skandalös verletzten Gerechtigkeitsnor-
men durch den Finanzsektor.

Liegt das in der Natur der Dinge, dem
Gesetz, wonach, wie Marx meinte, die Idee
sich immer blamiert, wenn sie auf ein In-
teresse stößt? Oder folgt es aus einer spe-
ziellen Konstellation, die sich unter be-
sonderen Umständen bei uns einspielen
konnte? 

In der Natur der Sache kann das ge-
genwärtige Missverhältnis von wirtschaft-
lichen Interessen und politischen Grund-
werten kaum liegen. Wie hätte sonst der
Kampf der Arbeiterbewegung und ihrer
bürgerlichen Verbündeten um gleiche Frei-
heit und soziale Rechte über alle Rück-
schläge hinweg die Gesellschaften, in de-
nen er stattfand, immerhin in halbwegs
funktionierende soziale Demokratien ver-
wandeln können? In diesen setzen die so-

zialen Freiheitsrechte der Mehrheit den
Interessen der ökonomisch Mächtigen un-
bestreitbar wirksame Grenzen, die jahr-
zehntelang dem »Druck der Märkte« ganz
gut standhielten.

Einspruch, Euer Ehren? War, so lautet
ein Einwand, nicht die eigentliche Trieb-
kraft der Erfolge in diesem Kampf das
existenzielle Interesse, das die benachtei-
ligte Mehrheit an den Grundwerten der
Arbeiterbewegung – Freiheit, Gleichheit,
Solidarität – hatte, ja haben musste und
eben nicht deren schiere moralische Kraft?
Unbestreitbar, aber, so ist hier zunächst zu
fragen, liegt da wirklich ein Widerspruch
vor? Sind Grundwerte tatsächlich nichts
als Wünschbarkeiten guter Gesinnung zur
Eindämmung harter Interessen? Dann
wäre, so viel steht allerdings fest, in der
wirklichen Welt nicht viel von ihnen zu er-
hoffen.

Kleines Einmaleins
der Kombinatorik

Wie immer die Schlüsselwörter und ihre
Kombinationen auch lauten mögen, im
Kern geht es beim Grundwertediskurs in
der kapitalistischen Demokratie immer
um zwei Kernfragen: Worauf bezieht sich
die Gleichheit, die allen Gerechtigkeits-
begriffen unvermeidlich zugrunde liegt
und was gehört zur Freiheit, die rhetorisch
überall den ersten Platz behauptet? Die
Antwort darauf ergibt sich nicht aus den
Wörtern selbst, die alle benutzen, sondern
aus den inhaltlichen Konzepten, für die sie
stehen und aus den Politiken, in denen sie
sich jeweils verkörpern.

Zwar wird im politischen Diskurs der
Demokraten selten bestritten, dass der
normative Kern der Grundwerte, um die
es beim Parteienstreit geht, das Konzept
der gleichen Freiheit ist, verbunden mit ei-
ner Vorstellung von Solidarität. Der genau-
ere Blick zeigt dann aber, dass in den ent-
scheidenden Fragen, verdeckt von Werbe-
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semantik und anderen rhetorischen Ver-
steckspielen, der klassische Rechts-Links-
Konflikt zwischen den demokratischen
Parteien in ihrem tatsächlich praktizierten
Grundwerteverständnis unmissverständ-
lich Regie führt. Der Universalismus-An-
spruch der Grundwerte gerät bei seiner
praktischen Ausdeutung in den Sog sozial-
ökonomischer Interessen. Daraus entste-
hen, wie sich in der Wirklichkeit des Ge-
brauchs der Grundwerte zeigt, zwei entge-
gen gesetzte Varianten des Verständnisses
von Freiheit und Gleichheit und deren ent-
sprechende Verknüpfung im jeweiligen
Gerechtigkeitsverständnis.

Sobald es gelingt, das kleine Einmal-
eins dieser Kombinatorik bloß zu legen,
werden nicht nur die beträchtlichen Diffe-
renzen im jeweiligen Grundwerteverständ-
nis der politischen Parteien und Strömun-
gen offenbar, sondern gleichzeitig auch die
sozialen und wirtschaftlichen Interessen,
denen sie Ausdruck verleihen: Freiheit
wird von den Wirtschafts-Libertären im
Konservatismus und Liberalismus als for-
male (abwehrende, negative) Freiheit ver-
standen, von den sozialen Demokraten
hingegen zusätzlich auch als materielle
(ermöglichende, positive) Handlungsfrei-
heit, die die sozialen Bedingungen ihrer
Verwirklichung einschließt.

Gleichheit wird von den Libertären nur
als politische, auf die Rolle der Staatsbür-
ger und ihre gesellschaftlichen Chancen
begrenzte Gleichheit verstanden, von den
sozialen Demokraten darüber hinaus aber
auch auf die realen Lebenschancen der
Menschen bezogen.

Gerechtigkeit, darin können, auf der
Basis dieser Gegensätze, beide dann wie-
der übereinstimmen, verlangt gleiche Frei-
heit. Infolgedessen stecken dann in dem-
selben Wortpaar »Freiheit und Gerechtig-
keit«, das vordergründig alle zu einen
scheint, in Wahrheit zwei ganz verschiede-
ne Modelle von Staat, Wirtschaft und Ge-
sellschaft mit sehr weit reichenden Folgen
für die Menschen und ihre tatsächlichen

Lebenschancen: die libertäre Demokratie
mit ihrem Marktfundamentalismus auf
der einen Seite und die soziale Demokratie
mit ihrem Imperativ Sozialer Bürgerschaft
auf der anderen.

Damit ist die Beziehung zwischen Idee
und Interesse für den Fall der politischen
Grundwerte geklärt. Folgt man zunächst
einem bloß ökonomischen Verständnis
von Interesse, das durchaus einige der ein-
flussreichsten Akteure kennzeichnet, so
erweisen sich formale Freiheit und bloß
politische Gleichheit unter demokratischen
Bedingungen als Ausdruck des Interesses
an Eigentums- und Marktfreiheit, nämlich
derer, die von beiden profitieren. Das öko-
nomische Interesse der durch Eigentums-
und Marktfreiheit Benachteiligten hinge-
gen findet in der positiven Freiheit und
der sozialen Gleichheit der Lebenschan-
cen seine Werteentsprechung. Das ist auf
der Ebene der Grundwerte – der Konzepte,
nicht der Wörter – der Kern des Unter-
schieds von Rechts und Links in kapitalis-
tischen Demokratien – in idealtypischer
Zuspitzung.

Das politische Interesse
am Kompromiss 

In den Anfängen der kapitalistischen De-
mokratie standen sich die in den Grund-
werten verkörperten Interessen noch of-
fen in der skizzierten Eindeutigkeit gegen-
über. Mit der Entfaltung der Demokratie
wurde dann freilich schnell ein politischer
Kompromissfaktor wirksam, der eine ge-
wisse Brücke zwischen den beiden Polen
schlug,weil sich im bloßen Gegeneinander
für beide in der spezifischen Kombination
von demokratischer Politik und kapitalis-
tischer Wirtschaft nicht viel gewinnen ließ.
Es klingt paradox, aber auf beiden Seiten
gab es ein existenzielles Interesse an der
Vermittlung ihrer entgegengesetzten Inte-
ressen: am sozialdemokratischen Kompro-
miss.
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Die Träger der großen Wirtschafts-
interessen mussten anerkennen, dass sie
ohne substanzielle Konzessionen an die
sozialen Interessen der Arbeiterklassen in
der Demokratie nicht überleben würden,
denn Marktfreiheit und großes Produk-
tionsmitteleigentum standen wegen ihrer
für die Mehrheit inakzeptablen sozialen
Folgen als solche zur Disposition. Die Ge-
werkschaften und sozialdemokratischen
Arbeiterparteien entdeckten überall in Eu-
ropa, dass die soziale Zähmung des Eigen-
tums und die politisch-soziale Regulie-
rung der Märkte auch für sie die Grund-
lagen und das Niveau ihrer Freiheits-
chancen greifbarer verbessern können als
deren radikale Überwindung.

Dass die Gleichheit der Freiheit deren
soziales Fundament nicht ignorieren darf,
steht seither in der ungeschriebenen und
in manchen Ländern auch der geschriebe-
nen Verfassung der kapitalistischen Demo-
kratien in Europa, umso deutlicher, je mehr
sie vom sozialdemokratischen Kompro-
miss geprägt sind. Wie stark das soziale
Fundament sein muss, um den eigentli-
chen Anspruch der gleichen Freiheit ein-
zulösen, den sozialen Frieden damit zu
wahren und ökonomisch produktiv wer-
den zu lassen, hängt überall von zwei Be-
dingungen ab: der Stärke der gewerk-
schaftlichen Selbstorganisierung der Ar-
beiterklassen und ihrer politischen Mobi-
lisierung in der Demokratie. Der sozialde-
mokratische Kompromiss bleibt dauernd
umkämpft.

Eine neue Debatte tut Not 

Seit nahezu zwei Jahrzehnten erleben wir
nun, wie einflussreiche Sachwalter der
Kapital- und Marktinteressen unter dem
Einfluss von Globalisierung und Finanz-
marktkrise mit erstaunlichem Erfolg an
der Entleerung des sozialdemokratischen
Kompromisses und an der Demontage der
sozialen Errungenschaften arbeiten, die er

in den Jahrzehnten zuvor möglich gemacht
hat. Die Ungleichheit kehrt in atemberau-
bender Dimension zurück und mit der zu-
nehmenden Unsicherheit verringern sich,
ausgehend von einem erreichten Maß, für
viele Menschen die materiellen Freiheits-
chancen empfindlich. Die Ungleichheiten
und Freiheitsverkürzungen, die das für ei-
ne zunehmende Zahl von Menschen mit
sich bringt, werden von den Verantwort-
lichen für diese Entwicklung freilich nicht
als solche ehrlich zum Inhalt eines re-
vidierten Grundwerteverständnisses ge-
macht, sondern unter dem Deckmantel
der Alternativlosigkeit durchgedrückt.
Scheinheilig wird dabei das Fortbestehen
der Freiheits- und Gerechtigkeitsformeln
behauptet.

In der Sache erleben wir also eine Um-
kehr in Richtung der alten sozialpoliti-
schen Polarisierungen, wie sie im Gegen-
satz des libertären und des sozialen Ver-
ständnisses der politischen Grundwerte
einst ehrlich zum Ausdruck kam. Es ist da-
her an der Zeit, dass der Rückschritt in der
Lebenswirklichkeit nun auch in einer un-
missverständlichen Klärung des inhalt-
lichen Austausches über die Grundwerte
eine öffentliche Entsprechung findet.

Wir brauchen eine neue Debatte über
die politischen Grundwerte, in der nicht
länger Freiheit und Gerechtigkeit nur als
Leerwörter zum beliebigen Geberauch hin-
und hergeschoben werden.Klargestellt wer-
den muss vielmehr, welche wirtschaft-
lichen und sozialen Verhältnisse die Ak-
teure im Auge haben, wenn sie von Frei-
heit und Gerechtigkeit reden. Gewiss, da-
mit allein wäre noch nicht viel geändert,
aber der Blick auf die Wirklichkeit, vor al-
lem die Interessen und Absichten der po-
litischen Akteure, wäre wieder frei. Ein
wichtiges Stück politischer Aufklärung. Es
muss wieder sichtbar werden, dass es in
Wahrheit um eine große Alternative und
um handfeste Interessen geht, auch wenn
die verwendeten Wörter das eher ver-
decken.
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Es geht um zwei Fragen: halbierte oder
ganze Freiheit? Und Gleichheit nur als
Wahlbürger oder auch in den sozialen
Lebenschancen? Da sich im Grundwert
der gleichen Freiheit ein allgemeines Inte-
resse verkörpert – nämlich der Freiheits-
anspruch aller Menschen – lohnt sich in
dieser Situation ein neuer Streit über diese
Alternative. Er wird dann zeigen, wie weit
die Argumente der Kontrahenten reichen
und wo das nackte Interesse der Stärkeren
beginnt.

Nun ist freilich die politische Überset-
zung von Interessen in Grundwerte und
deren Einwirkung auf das Verständnis von
Interessen komplexer und gebrochener als
die Idealtypik verrät. Das gilt in beiden
Richtungen, weil die Grundwerte Impe-
rative der politischen Moral sind und da-
her bestimmen, welche sozialen und wirt-
schaftlichen Interessen in der Öffentlich-
keit als legitim gelten.

Aus dieser Spannung ergeben sich die
Deutungskämpfe um Sinn und Inhalt der
politischen Grundwerte und mit ihnen
die Antwort auf die Frage nach der Legi-
timation der gesellschaftlichen Ordnung
als ganzer in den Augen ihrer Bürger. Ne-
ben dem rein ökonomischen Interesse
kommen beim Ringen um die Grundwer-
te folglich zwei weitere Interessen ins Spiel:
das sozial-moralische Interesse an einer
fairen, friedlichen Gesellschaft und das
politische Interesse an einer stabilen De-
mokratie.

Ein klares soziales und politisches Ei-
geninteresse an gleicher Freiheit haben die
»unterprivilegierten« sozialen Klassen,
können sie sich davon doch eine eindeuti-
ge Verbesserung ihrer wirklichen Lebens-
chancen erhoffen. Die sozial Privilegierten
hingegen, das ist ja der Sinn der sozialen
Gerechtigkeitsnorm, müssen den Verzicht
auf Privilegien gewärtigen. Soweit sie ihr
Interesse allein als kurzfristiges ökonomi-
sches Kalkül verstehen, gehören sie zu den
Verlierern. An dieser Stelle teilen sich in
ihren Reihen freilich die Geister, wie die

empirische Milieuforschung überzeugend
zeigt. Für zentrale Milieus der Mittel-
schichten spielen neben der eigenen sozia-
len Lage auch sozial-moralische und poli-
tische Interessen eine beträchtliche, teil-
weise sogar dominante Rolle. In vielfälti-
ger Weise überlagern hier nämlich Nor-
men der Solidarität, staatsbürgerliche Ver-
antwortung für eine stabile Demokratie
und das Interesse an einer fair integrier-
ten, friedlichen Zivilgesellschaft das un-
mittelbare ökonomische Eigeninteresse.
So kommt es, dass im »aufgeklärten Bür-
gertum« durchaus auch ein ausgeprägtes
Interesse an einer Politik der gleichen
Freiheit lebendig ist. Und am unteren
Ende der sozialen Hierarchie, freilich nicht
dort allein, lässt sich beobachten, wie irra-
tionale »kulturelle« Leitmuster von Natio-
nalismus, Populismus oder Rassismus die
eigenen sozialen Interessen in einen un-
durchdringlichen Nebel hüllen.

Grundwerte sind daher keine Sahne-
häubchen auf dem Kuchen und auch keine
Übungen in Altruismus und Selbstver-
leugnung, sondern verbinden sich in der
skizzierten Logik mit handfesten Interes-
sen. Das Medium, dem die Vermittlung
des universellen Grundwerts der gleichen
Freiheit mit den unterschiedlichen sozia-
len Interessen am ehesten gelingen kann,
ist eine nicht-vermachtete Öffentlichkeit
mit gleichen Beteiligungschancen. In ihr
zeigt sich, welche Interessen sich im Lichte
der Grundwerte, zu denen sich doch alle
bekennen, rechtfertigen lassen und welche
nicht.

Die Spreu kann also umso klarer vom
Weizen getrennt werden, je demokrati-
scher die öffentliche Debatte ist. In einer
unbehinderten Öffentlichkeit blamiert sich
das (bloß ökonomische) Interesse dann al-
lemal vor der Idee. Daher lohnt heute eine
neue, große Debatte über gleiche Freiheit
und ihre sozialen Voraussetzungen. �
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